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Vorbemerkung zur zweiten Ausgabe

Diese zweite Ausgabe der „Politischen Theologie“ ist unverän-
dert geblieben. Heute, nach zwölf Jahren, wird man beurteilen
können, wie weit die im März 1922 erschienene kleine Schrift
standgehalten hat. Auch die Auseinandersetzung mit dem libera-
len Normativismus und seiner Art „Rechtsstaat“ ist Wort für
Wort geblieben. Einige Kürzungen bestehen nur darin, daß Stel-
len, die sich mit Unwesentlichem befaßten, gestrichen sind.

Im Verlauf der letzten Jahre haben sich zahlreiche neue Anwen-
dungsfälle der Politischen Theologie ergeben. Die „Repräsen-
tation“ vom 15. bis zum 19. Jahrhundert, die Monarchie des
17. Jahrhunderts, die dem Gott der Barockphilosophie analog
gedacht wird, die „neutrale“ Gewalt des 19. Jahrhunderts, „qui
règne et ne gouverne pas“, bis zu den Vorstellungen des reinen
Maßnahmen- und Verwaltungsstaates, „qui administre et ne gou-
verne pas“, sind ebenso viele Beispiele für die Fruchtbarkeit des
Gedankens einer Politischen Theologie. Das große Problem der
einzelnen Stufen des Säkularisationsprozesses — vom Theologi-
schen über das Metaphysische zum Moralisch-Humanen und zum
Ökonomischen — habe ich in meiner Rede über „Das Zeitalter
der Neutralisierungen und Entpolitisierungen“ (Oktober 1929 in
Barcelona) behandelt. Von protestantischen Theologen haben be-
sonders Heinrich Forsthoff und Friedrich Gogarten gezeigt, daß
ohne den Begriff einer Säkularisierung ein Verständnis der letzten
Jahrhunderte unserer Geschichte überhaupt nicht möglich ist.
Freilich stellt in der protestantischen Theologie eine andere, angeb-
lich unpolitische Lehre Gott in derselben Weise als das „Ganz
Andere“ hin, wie für den ihr zugehörigen politischen Liberalismus
Staat und Politik das „Ganz Andere“ sind. Inzwischen haben wir
das Politische als das Totale erkannt und wissen infolgedessen
auch, daß die Entscheidung darüber, ob etwas unpolitisch ist,
immer eine politische Entscheidung bedeutet, gleichgültig wer sie
trifft und mit welchen Beweisgründen sie sich umkleidet. Das gilt



auch für die Frage, ob eine bestimmte Theologie politische oder
unpolitische Theologie ist.

Die Bemerkung zu Hobbes, über die beiden Typen juristischen
Denkens, am Schluß des zweiten Kapitels (S. 39) möchte ich noch
mit einem Wort ergänzen, weil diese Frage meinen Stand und
Beruf als Rechtslehrer angeht. Ich würde heute nicht mehr zwei,
sondern drei Arten rechtswissenschaftlichen Denkens unterschei-
den, nämlich außer dem normativistischen und dem dezisionisti-
schen noch den institutionellen Typus. Die Erörterung meiner
Lehre von den „institutionellen Garantien“ in der deutschen
Rechtswissenschaft und die Beschäftigung mit der tiefen und be-
deutenden Institutionstheorie Maurice Haurious haben mir diese
Erkenntnis verschafft. Während der reine Normativist in unper-
sönlichen Regeln denkt und der Dezisionist das gute Recht der
richtig erkannten politischen Situation in einer persönlichen Ent-
scheidung durchsetzt, entfaltet sich das institutionelle Rechtsden-
ken in überpersönlichen Einrichtungen und Gestaltungen. Und
während der Normativist in seiner Entartung das Recht zum
bloßen Funktionsmodus einer staatlichen Bürokratie macht und
der Dezisionist immer in der Gefahr steht, durch die Funktualisie-
rung des Augenblicks das in jeder großen politischen Bewegung
enthaltene ruhende Sein zu verfehlen, führt ein isoliert institutio-
nelles Denken in den Pluralismus eines souveränitätslosen, feudal-
ständischen Wachstums.

So lassen sich die drei Sphären und Elemente der politischen
Einheit — Staat, Bewegung, Volk — den drei juristischen Denk-
typen sowohl in deren gesunden wie in ihren entarteten Erschei-
nungsformen zuordnen. Der sogenannte Positivismus und Nor-
mativismus der deutschen Staatsrechtslehre der Wilhelminischen
und der Weimarer Zeit ist nur ein degenerierter —weil statt auf ein
Naturrecht oder Vernunftrecht begründeter, an bloß faktisch „gel-
tende“ Normen angehängter — daher in sich widerspruchsvoller
Normativismus, vermischt mit einem Positivismus, der nur ein
rechtsblinder, an die „normative Kraft des Faktischen“ statt an eine
echte Entscheidung sich haltender, degenerierter Dezisionismus
war. Die gestaltlose und gestaltungsunfähige Mischung war kei-
nem ernsten staats- und verfassungsrechtlichen Problem gewach-
sen. Diese letzte Epoche der deutschen Staatsrechtswissenschaft ist
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dadurch gekennzeichnet, daß sie die staatsrechtliche Antwort auf
den entscheidenden Fall, nämlich die Antwort auf den preußischen
Verfassungskonflikt mit Bismarck und infolgedessen auch die
Antwort auf alle weiteren entscheidenden Fälle schuldig geblieben
ist. Um der Entscheidung auszuweichen, prägte sie für solche Fälle
einen Satz, der auf sie selbst zurückgefallen ist und den sie nun-
mehr selbst als Motto trägt: „Das Staatsrecht hört hier auf.“

Berlin, im November 1933 Carl Schmitt
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